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Öffentliche Bekanntmachung 
nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG 

 
 

Die Mark-E Aktiengesellschaft, Platz der Impulse 1, 58093 Hagen, hat mit Datum vom 
03.03.2025 die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) zur wesentlichen Änderung einer Anlage zur Verbrennung von Klär-
schlamm auf Ihrem Grundstück in 58791 Werdohl, Auf der Mark 1, Gemarkung 
Werdohl, Flur 1, Flurstück 550 beantragt. 
 
Der Genehmigungsantrag umfasst im Wesentlichen folgende Änderungen: 
 

- zeitweilige Lagerung von 615 t Klärschlammtrockengut 
- Errichtung und Betrieb eines Lagersilos für Klärschlammtrockengut von 

730 m³,   
- Errichtung und Betrieb zweier Vorlagesilos für Klärschlammtrockengut von je 

20 m³ sowie 
- den zugehörigen Fördereinrichtungen 

 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BIm-
SchG) in Verbindung mit Nr. 8.1.1.1 und Nr. 8.1.1.3 (G/E) des Anhangs 1 zur Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV).  
 
Das Vorhaben fällt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 8.1.1.1 
bzw. 8.1.1.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG (Anlagen zur Beseitigung oder Verwer-
tung fester, flüssiger oder in Behältern gefasster gasförmiger Abfälle, Deponiegas oder 
anderer gasförmiger Stoffe mit brennbaren Bestandteilen durchthermische Verfahren, 
insbesondere Entgasung, Plasmaverfahren, Pyrolyse, Vergasung, Verbrennung oder 
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eine Kombination dieser Verfahren bei gefährlichen Abfällen und bei nicht gefährlichen 
Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von 3 t Abfällen oder mehr je Stunde,). 
 
Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rahmen eines Genehmigungsver-
fahrens nach BImSchG eine allgemeine Vorprüfung nach § 1 Abs. 2 der 9. BImSchV 
in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG vorzu-
nehmen. Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung 
der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die für die Genehmigung des 
Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht.  
 
Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen Prüfung anhand der vorgelegten An-
tragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Entscheidung maßgeblichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante Vorhaben keine erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt haben kann.  
 
Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf folgende Aspekte:   
 
Durch das Vorhaben werden keine natürlichen Ressourcen (z. B. Boden, Fläche, 
Landschaft, etc.) beansprucht, es fallen weder neue Arten von Abfällen noch zusätzli-
che Abwassermengen an und es entstehen keine Geruchs-, Geräusch und Erschütte-
rungsemissionen. Durch das beantragte Vorhaben werden keine in Anlage 3 Nr. 2.3 
genannten Schutzgüter beeinträchtigt. Die Luftemissionen werden um die Quellen der 
diskontinuierlichen Staubfilter bei der Befüllung erweitert. Die Emissionen von Staub 
beschränken sich auf einen kurzen Zeitraum bei der Befüllung und liegen unter den 
Bagatellmassenströmen der TA Luft. 
 
Das Vorhaben steht nicht in einem engeren Zusammenhang mit anderen Vorhaben 
derselben Art (§ 10 Abs. 4 UVPG). Das Vorhaben selbst ist kein Schutzobjekt im Sinne 
des § 3 Abs. 5d BImSchG, zudem liegt es auch nicht innerhalb eines angemessenen 
Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereichs (§ 8 UVPG). 
 
Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschrif-
ten des UVPG. Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig 
anfechtbar. Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Öffent-
lichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung. 
 
Im Auftrag 
gez. Eßmajor 
 
   


